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Die „Nationalanleihe“. 


Seit Jahren ſchließt der polniſche Staatshaushalt mit einem 
Defizit, Der Überſchuß der Staatsausgaben über die Staatsein- 
nahmen betrug 1930—31 62 Willionen Zloty, 1931—32 205 Mil- 
lionen Zloty, 1932—33 242 Millionen Zloty. Obwohl die pol- 
niſche Regierung ſehr weitgehende Einſparungen vorgenommen 
hat (von 2748 Millionen Zloty auf ca. 2 000 Millionen Zloty 
1933—34) verbleibt vorausſichklich im laufenden Haushaltsjahr ein 
Defizit von über 250 Millionen Zloty, das durch weitere Re- 
duktion der Ausgaben allein nicht mehr zu beheben ſchien. Von 
der Möglichkeit, dieſes Defizit mindeſtens vorläufig durch Aus- 
gabe kurgfriſtiger Schatzanweiſungen (deren bisher 200 Millionen 
Zloty mit Laufzeit bis 5. 1. 1934 begeben worden ſind) zu decken, 
hat die Regierung keinen Gebrauch machen wollen, ſondern den 
Zeitpunkt für gekommen erachtet, um nach dem Muſter anderer 
Staaten (Tſchechoſlowakei, Belgien) eine innere Haushaltsanleihe 
aufzulegen, alfo auf dem polniſchen Kapitalmarkt, den fie in den 
letzten Jahren für eigene Emiſſionen nicht beanſprucht hat, eine 
langfristige Kreditoperation durchzuführen. x 

Demgemäß erſchien im „Dziennik Uſtaw“ Nr. 67 eine auf 
Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 25. 3. 1933 erlaſſene Yer- 
ordnung des polniſchen Staatspräſidenten vom 5. 9. 1933 über eine 
ſechsprozentige National- Anleihe in Höhe 
von 120 Millionen Zloty in Gold. Als Bedin- 
gungen der Anleihe wurden feſtgelegk: 

Die Anleihe wird in namenklichen Obligationen (zu 50, 100, 
500 und 1000 Zloty) zum Kurſe von 96 % ausgegeben; ſie iſt in 
10, nach Verordnung des Finanzminiſlers eventuell ſchon nach drei 
Jahren einzulöſen. Die Zinſen find am 2. 1. und 1. 7. jeden Jab- 
res zahlbar. Kapital und Zinſen find durch das geſamte beweg- 
liche und unbewegliche Vermögen des polniſchen Staates geſichert. 
Die Zahlung von Kapital und Zinſen erfolgt in Umlaufztoty (nach 
dem Gegenwert des Goldzloty) ohne alle Abzüge. Die als mün- 
delſicher anerkannten Obligationen find gegenüber früheren An- 
leihen mit zwei beſonderen Privilegien ausgeſtattet: ſie werden 
zur Zahlung von Erbſchafts- und Schenkungsſteuern angenommen 
und dürfen weder für privat- noch für öffentlich -rechtilche Forde- 
rungen gepfändet werden. (Die Zeſſion ſoll aber durch Verordnung 
des Finangminiſters erſchwerk werden, um die Spekulation zu 
verhindern. J. K. C. Nr. 268, 27. 9. 1933.) 

Zur Begründung der Anleihe veröffenklichke die pol- 
niſche Telegraphenagenkur (PAT) gleichzeitig Darlegungen des 
Winiſterpräſidenten Jedrzejewiez, des Finanzminiſters 
Zawadzki und des früheren Finanzminiſters Matusz ew- 
Ski („Gazeta Polska“ Nr. 247, 7. 9. 1933). Der Minifterpräfi- 
dent bekonke u. a.: Polen ſei einer der wenigen Staaten, die ohne 
Schädigung der Wirtſchaft den freien Zahlungsverkehr aufrecht- 
erhalten hätten. Die letzten Kreditoperationen (die engliſche An- 
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leihe für die Eiſenbahn) hätten bewieſen, daß fein Kredit im Mus- 
lande unerſchütterk fei, die Mittel zur Deckung der laufenden Aus- 
gaben aber müßten im Inlande aufgebracht werden. Polen habe 
ein Recht, ſich an ſeine Bürger um eine Anleihe zu wenden, denn 
nur im Glauben an die eigene Kraft werde es den Kampf um die 
Aufrechterhaltung ſeiner wirtſchaftlichen Unabhängigkeit bis zum 
Endſiege führen können. 

Der Finanzminiſter Zawadzki begründet die — für den Er- 
werber außerordentlich günſtige — Anleihe damit, daß die Staats- 
einnahmen, die ſeit drei Jahren ſtändig geſunken ſeien, nunmehr 
ihre Abwärtsbewegung verlangſamt hätten, ſo daß anzunehmen 
ſei, daß die „Haushaltsſchere“ ſich in den letzten Monaten des 
laufenden Rechnungsjahres ganz ſchließen werde. Unter dieſen 
Bedingungen ſei es beſſer, „zur Ergänzung der fortzuſetzenden 
Sparmaßnahmen“ die Anleihe aufzunehmen, ſtatt zu anderen, ge- 
waltfamen Mitteln zu greifen. 

Vorſichtiger meint der frühere Finanzminiſter . Matuszewski: 
Es ſei noch nicht abzuſehen, ob nicht noch weitere Abſtriche am 
Staatshaushalt erforderlich fein würden, wenn auch eine Beffe- 
rung der Wellwirkſchaftslage nicht ausgeſchloſſen fei. Der Staats- 
haushalt jei jeit 1929 aufs Außerſte reduzierk worden. Bedeuten- 
dere Erſparniſſe könnten nicht leicht erzielt werden, da die Aus- 
gaben für Beamtenbeſoldung und Landesverkeidigung unangetaſtet 
bleiben müßten. 

„Die jetzt ausgeschriebene Anleihe ist nicht als gewöhn- 
liche Kreditoperation, bei der ... die Rentabilität entscheidet, 
zu behandeln. Bei ihrer Ausschreibung kann die Regierung sich 
nicht an die Gewinnabsicht des Bürgers wenden, Sie muß viel- 
mehr an... ihr Gewissen appellieren. Nicht durch verlockende 
Zinsen, sondern durch Aufklärung der Volksgemeinschaft über 
den engen Zusammenhang zwischen der Festigkeit der Staats- 
wirtschaft und dem Wohlstand bzw. der Existenz des Bür- 
gers... ist die rechte Nachfrage für die Anleihe zu schaf- 
ken.“ Die Anleihe ſei zwar freiwillig, aber im Verftändnis für 
ihre Bedeutung „muß die Gesellschaft selbst ... sie in eine 
moralische Zwangs (operation) umwandeln.“ (,Gazeta Polska“ 
Nr. 247, 7. 9. 1933.) 

Die Werbung für die Anleihe wurde dem „Bürger 
komitee” übertragen, dem ſämtliche hervorragenden Vertreter 
des öffentlichen Lebens, ohne Unterfchied ihrer Parteizugehörig⸗ 
keit, beitraten. Bei der Gründungsverſammlung dieſes Komitees 
führte der zum Vorſitzenden beffellte Senatsmarſchall Raczkiewicz 
nach gebührender Hervorhebung der großen Vorteile dieſer Ka- 
pifalsanlage u. a. aus: Die Zeichnung der Anleihe fordere von 
dem einzelnen Bürger ſicherlich einen Verzicht auf die Befriedi⸗ 
gung mancher Bedürfniſſe, das aber ſei unerläßlich, da ſicherlich 
niemand in Polen darin einwilligen werde, daß die Wiederher- 
ſtellung des Haushallsgleichgewichtes durch eine Verminderung 
der polniſchen Wehrmacht erfolge. Die im Lande für die einzelnen 
Orte, Kreiſe, Wojewodſchaften oder Berufszweige zu bildenden 
Komitees hätten die Aufgabe, darüber zu wachen, daß 

„jedes der Mitglieder seine Pflicht tut, und zwar nach 
Maßgabe seiner vollen Möglichkeiten. Es ist unerläßlich, eine 
solche Haltung der öffentlichen Meinung zu schaffen, daß der 
sich nicht wohl fühle, der — im Besitz der Möglichkeiten — 
sich dieser Pflicht entzieht.“ („Öazeta Polska“ Nr. 249 
9. 9. 1933.) 

Und in dem Aufruf dieſes Bürgerkomitees heißt es ſchließ⸗ 
lich: „Eine weitere Senkung der Staatsausgaben kann nicht 
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mehr erfolgen, ohne unsere Verteidigungsfähigkeit zu gefähr- 
den oder diejenigen erneut zu Opfern aufzurufen, die, im 
Staatsdienst tätig, schon mehrfach zu schweren Opfern heran- 
gezogen worden sind.“ Die Zeichnung der Anleihe 
ſei Bürgerpflicht. 

„Wer sich ihr entzieht, muß von der Ge- 
samtheit als Deserteur von dem Kampf- 
feld für eine bessere Zukunft Polens ge- 
brandmarkt werden.“ (,Gazeta Polska“ Nr. 248.) 

Die Propaganda, deren Leitung dem früheren Vize 
finanzminiſter Starzynski (zur Zeib Vigepräfident der Landes- 
wirtſchaftsbank) als Generalkommiſſar der Anleihe übertragen 
war, war, weil nach dem Muſter „totaler“ Staaten aufgezogen, 
für Polen gänzlich neu und unerhört. („Polonia” Nr. 3229 
4. 10. 1933, „J. K. C.“ Nr. 280, 9. 10. 1933.) Sie wurde mit einer 
in Polen bisher nicht gekannten Energie geführt, „als wenn der 
Ausgang nicht ſicher geweſen wäre, als ob man der Opferwillig- 
keit der Bevölkerung nicht getraut hätte. Vielleicht hat man je- 
doch — und das nicht zu Unrecht — an der Opfermöglichkeit 
gezweifelt...“ („Deulſche Rundſchau“ Nr. 234, 12. 10. 1988.) 

In ſämtlichen Städten Polens fanden wiederholt Propaganda- 
Umzüge ſtatt („Gazeta Polska“ Nr. 269, 29. 9. 1935), an denen 
ſämtliche Berufszweige, die von der Regierungspartei politiſch 
oder wirtichaftlich kontrolliert werden, ferner die militärischen Or- 
ganiſationen der Schützen, Legionäre uſw., oft auch zahlreiche Ab- 
ordnungen der jüdiſchen Bevölkerung teilnahmen. (Es fehlte auch 
eine deutſchfeindliche Note nicht, jo wurde z. B. in Bromberg 
neben Transparenten, die zur Zeichnung der Anleihe aufforder- 
ken, auch ein Transparent mit der Aufſchrift: „Schlagt Hitler — 
durch die Nakionalanleihe!“ mitgeführt, das wohl dazu beſtimmt 
war, ganz beſonders die deutſche Bürgerſchaft zur Anleihezeich- 
nung aufzumunkern! („Deutſche Rundſchau“ (Bromberg) Nr. 223 
29. 9. 1933.) 

In der Propaganda wurde zwar nicht vergeſſen, die Anleihe 
als günſtige Kapitalsanlage hinzuſtellen, vor allem aber der 
Pflihicharakter betont, die Anleihe als „Examen der ſozialen 

Reife der einzelnen Schichten“ bezeichnet. („Gazeta Polska“ Nr. 
259.) Dabei hat die Überwachung der Erfüllung dieſer Bürger- 
pflicht ſeitens der Komitees oder der Verbände, wahrſcheinlich 
oftmals durch den Wunſch einzelner, an höherer Stelle ihre be- 
ſonderen Fähigkeiten zu unkerſtreichen, teilweiſe Formen ange- 
nommen, die die Freiwilligkeit der Anleihe be- 
reits ſtark in Frage ſtellen. (U. a. hat die deutſche Minderheit 
fich gezwungen geſehen, dieſerhalb bei dem Innenminiſter um Auf- 
klärung zu erſuchen. „Deulſche Rundſchau“ Nr. 224, 30. 9. 1933.) 
Das Wilnaer „Slowo“ erklärte hierzu: Die Regierung betone 
immer wieder die Freiwilligkeit der Anleihe, dem entjprähe es 
aber durchaus nicht, wenn 3. B. das von dem Regierungsabge- 
ordneten Dobosz geführte Angeftelltenkomitee in Wilna erkläre, 
„jeden, der sich der Zeichnungspflicht zu entziehen versuche, 
als einen Menschen zu behandeln, der des Namens eines Bür- 
gers oder Kollegen unwürdig sei.“ („Slowo Pomorskie” Nr. 224 
29. 9. 1933.) 

Ein anderes Organ der Oppoſition weiß ſogar (allerdings nach 
dem ſozialiſtiſchen „Robolnik“) von einem Fabrikaushang in 
Łódź zu berichten, wonach jeder Arbeiter, der mindeſtens zwei 
Zloty käglich verdiene, ein halbes Monatseinkommen zeichnen 
müſſe, widrigenfalls er „in eine besondere Liste eingetragen 
und von der Direktion als illoyaler Staatsbürger in allen Fra- 
gen entsprechend behandelt werden wird.“ (, Polonia“ Nr. 3237 
13. 10. 1933.) 

Zu dieſer weitgehenden Kontrolltätigkeit der Bürgerkomitees 
hal auch die nationaldemokratiſche „Gazeta Warszawska” erklärt: 
Dieſe Komitees hätten 5 

„kein formales Recht. einen Druck auf die Bürger ... aus- 
zuüben, Die Anleihe ist nach den Rechtsnormen, auf die sie 
sich stützt, eine freiwillige Transaktion zwischen 
Bürger und Staat. Die Regierung hätte eine Zwangsan- 
leihe ausschreiben können, sie hat dies aber nicht getan, 
weil sie offenbar eine solche Form für unangebracht hielt. 
Daraus folgt, daß auch jede .. Vermittlung zwischen dem 
Anleihezeichner und dem Staatsschatz nur den Charakter einer 


Aufmunterung, nicht aber eines Druckes haben 
kann .. (Nach „Deutſche Rundſchau“ Nr. 224, 30. 9. 1933.) 

Allerdings hat auf die ähnliche Frage des „Kurjer Warszaw- 
Shi“ Nr. 277 (7. 10. 1933), welchen Zweck ſolche Außerungen 
oder gar Drohungen der Komitees bei einer freiwilligen Anleihe 
haben ſollen, das Organ der „Legjon Mlodych“ („Legion der 
Jungen“) erklärt: Ob die Komitees ein formales Recht beſäßen, 
ſei vollkommen gleichgültig. 

„Wenn ganze Scharen von Menschen, die von grauer All- 
tagsarbeit leben, ihre Pflicht nach Kräften und über ihre Kräfte 
erfüllen, wenn Witwengroschen dem Staate geopfert werden, 
darf man wegen der Nichtexistenz eines formalen Rechts keine 
Sabotage verkünden, (darf man nicht) den Eifer der Opfer- 
willigen abkühlen, die Zögernden oder Passiven demoralisieren. 
Die Zeichnung liefert ein reiches Material, nicht nur um die. 
Opferwilligkeit einzelner Schichten . . zu ermitteln, sondern 
auch eine ungeheure Zahl von Tatsachen, die im Gedächtnis 
zu behalten und gelegentlich zu verwerten sind.“ („Panftwo 
Pracy“ Nr. 32, 8. 10. 1933.) 

Unter dieſem moraliſchen Druck hat die polniſche Bevölkerung 
auf die Aufforderung der Regierung „die gebührende Antwort“ 
geliefert. (Gazeta Polska“ Nr. 251, 11. 9. 1933.) Die Beamten 
und Angeſtellten haben die allgemeine Formel der Pflicht auf 
die Forderung präziſtert: ein Monatsgehalt für die 
Anleihe! (tt. Beſchluß des Zenkralverbandes zeichnen die 
Staatsbeamten: bis 100 Zloty Monatsgehalt —, bei 100—130 
Zloty Monatsgehalt 50 Zloty, bis zur 7. Gehaltsſtufe einſchließ⸗ 
lich 75 9%, von der 6. Stufe aufwärts 100 % eines Monats- 
gehalts, „J. K. C.“ Nr. 257, 16. 9. 1933), die Wirtſchaftsverbände 
haben für ihre Mitglieder Mindeftzeichnungen feſtgelegt (3. B. 
für die Induſtrie 6 % des für 1932 veranlagten Einkommens 
+ 0,8 % des für 1932 veranlagten Umſatzes, ebenſo für das 
Handwerk, für den Handel 5 % des 1932 veranlagten Einkom- 
mens, hierzu vergl „Polska Gospodarcza” Nr. 37, S. 11831 ff.), 
die Banken haben auf die Zeichnungsproviſion verzichtet. Schließ- 
lich erkannte die Oppoſition an, „daß die Stärkung der natio- 
nalen Wirtschaft jenseits des politischen Kampfes stehen 
müsse.“ 

Die Stellung der Oppofition wird an anderer Stelle dahin 
gekennzeichnet, „jeder hat seine Pflicht zu erfüllen. Die Fest- 
stellung, wer die Schuld an der heutigen Not trägt, sei einer 
besseren Zeit überlassen.“ („Polonia Nr. 3211, 16. 9. 1933.) 

Daher haben die zuverſichtlichen Erklärungen, daß der €r- 
folg der Anleihe nicht im mindeſten frag- 
lich fein könne, diesmal nicht entläuſcht. Von vornherein lautete 
die Frage „nicht, ob die Anleihe gezeichnet, sondern nur, in 
welcher Höhe sie ũ ber zeichnet werde.“ („Gazeta Polska“ 
Nr. 268, 28. 9. 1983.) 

Das Ziel der Propaganda-Aktion, bereits am erſten Zeich⸗ 
nungstage die Anleiheſumme zu überſchreiten (Codzienna Gazeta 
Handlowa“ Nr. 220, 26. 9. 1933) iſt voll erreicht worden; der 
Verlauf der Zeichnung bewies einen für Polen nach dem Mik- 
erfolg der früheren Innenanleihen ganz ungewöhnlichen Opfer- 
willen („Codzienna Gazeta Handlowa” Nr. 220, 26. 9. 1938): 

28. 9. 222,3 Mill. Zl. 3. 10. 270,2 Mill. Il. 
29. 9. 25,09 „ „ 4. 10. 290,4 „ „ 
N 5. 10 s „ „ 
F 
(„Polska Gospodarcza“ Nr. 40, S. 1232.) 

Dieſe Summe verkeilt ſich — nach Abzug von 76 Willionen 
Beamtenzeichnungen, die fich nicht aufteilen laſſen — auf die ein- 
zelnen Wojewodſchaften wie folgt: 


Warſchau Stadt 75,8 Mill. 34. Warſchau 63 Will. 31. 
Schleſien 8 Stanistan, Tarnopol 4,9 „ „ 
Poſen ne E ES Lublin Sr 
Łódź a a Bialyſtok e 
Lemberg 1 Wilno 28 „ 
Krakau 10 Wolhynien 25 ee 
Kielce 22 Polefien 2 


Pommerellen 777 WEEN Nowogrodek Re, 
Außerdem im Gebiet der Freien Stadt Danzig 1/03 Mill, 31. 
(„Gazeta Polska“ Nr. 277, 7. 10. 1933.) 


Der Zeichnungstermin, der urſprünglich bis zum 7. 10. ein- 
schließlich angeſeht worden war, wurde durch Verordnung des 
Finanzminiſters um zwei Tage verkürzt. Als Geſamtbetrag der 
Anleihe ergibt ſich — einſchließlich der zwecks Regulierung von 
Forderungen an den Staatsſchatz gezeichneten Obligakionen — bis- 


her die Summe von 
327 608 200 Zloty, 
die fih auf die einzelnen Zeichner, wie folgt, verteilt. („Polska 
Gospodarcza” Nr. 42, S. 1295.) ): 
Nominalſumme Ankeil an der 
der Zeichnungen Geſamtzeich- 
(1000 Zt.): nungsſumme: 


Insgeſamt: 327 608 100 % 

A. (I bis VII) 182 961 55,85 

J. Landwirtſchaft 12 482 3,80 

1. bis 60 ha 4 903 1,50 

2. über 60 ha 7529 2,30 

II. Städtiſcher Grundbeſitz 5 968 1,82 

III. Handel 30 989 9,46 

III. a) Kreditinſtitute 35 243 10,76 

a) Staatsbanken 19 100 5,83 

b) Privatbanken 6384 1,9 

c) Kommunalſparkaſſen 6 060 1,85 

d) Kreditgenoſſenſchaften 3 698 1,13 

III. b) Verſicherungen 22 389 6,83 

1. öffentlich- rechtliche 18 787 5,73 

2. private 3 602 1,10 

III. e) Verkehrsunternehmen 2078 0,63 

IV. Handwerk 5 687 1,74 

V. Induſtrie 46 230 14,11 

VI. Freie Berufe 8907 2,72 

a) Rechtsanwälte 2748 0,84 

b) Ärzte 3 010 0,92 

c) Geiftliche 807 0,25 

d) Übrige 2342 0,71 
VII. Verſchiedene (= Verbände aller 

Art uſw.) 13 039 3,98 

davon Schuljugend 47¹ 0,14 

B. Angeſtellte 143 604 43,83 

VIII. Privat- und Kommunal-Angeſtellte 67981 20,73 

1. Kommunal -Angeſtellte 12 961 3,96 

a) Büro-Angeſtellle 11064 3,38 

b) Arbeiter 1857 0,58 

2. Privat-Angeſtellte 50 611 15,44 

a) Büro-Angeſtellte 38 159 11,64 

b) Arbeiter 12 452 3,80 

3. Penſionäre, Invaliden 4359 1,33 

IX. Staatsbeamte 75 673 23,10 

C. Im Gebiet der Freien Stadt Danzig 1043 0,32 


) Die Rubriken „Zahl der Zeichner“ und „Anteil an der Geſamtzahl der 
Zeichner in 9/0” find fortgelaffen worden. 

Die Zeichnungen der befigenden Bevölkerungsgruppen, in denen 
die Propaganda anſcheinend keine beſonderen Erfolge erzielt hat, 
haben beſtenfalls 44 % der Anleihe erbracht (Summe A. 55,85 9% 
abzüglich Zeichnungen der Staatsbanken 5,83 % und der öffent- 
lich-rechklichen Verfiherumgsinftitute 5,773 ), fo daß die Anleihe 
in hervorragendem Maße als Erfolg der „Arbeit Swe [t 
erſchelnk. Und es dürfte wohl zutreffen, wenn eine oppoſitionelle 
Stimme hierzu erklärt: 

„Wir haben es hier zu tun mit einer noch nie angetroffenen 
Opfer willigkeit der heute ärmsten Schichten, die am meisten 
unter der langandauernden Krise leiden.“ Die Schwierigkeiten 
vieler Unkernehmungen ſollen nicht verkannk werden, es müſſe 
aber objektiv feſtgeſtellt werden, daß „der Andrang dieser Kreise 

"zur Zeichnung der Anleihe weit geringer gewesen ist als zu 
den Reihen des Regierungsblockes oder zu den Festlichkeiten 
der Sanacja . . . („Polonia” Nr. 3281, 6. 10. 1938.) 

Die Zeichnungen des Handwerks z. B. find mit 5,7 Millionen 
Zloty erheblich hinter der Schätzung (20 Millionen Zloty, „Gazeta 
Polska“ Nr. 262, 22. 9. 1933) zurückgeblieben, obwohl viele 
Innungen der Aufforderung, ihre Reſervekapitalien für die An- 
leihe herzugeben, entſprochen haben. Der Anteil der Landwirt- 
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ſchaft ift mit 12,4 Millionen Zloty, jelbft bei Berückfihtigung ihrer 
heutigen Notlage, umverhältnismäßig gering. Gegenüber der 
Schätzung von 60 Millionen Zloty („Polonia“ Nr. 3210, 15. 9. 
1933) hat die Induſtrie troy der eifrigen Propaganda des 
„Leviathan“ („Polonia“ Nr. 3216, 21. 9. 1933) nur 46,2 Millionen 
Zloty gezeichnet. Davon entfallen aber noch erhebliche Beträge 
auf die kommerzialiſierken Staatsbetriebe, und weiter erſcheint 
die Aufbringung eines Teiles dieſer Summe durchaus fraglich. 
Die „Kattowitzer Zeitung“ (Nr. 237, 14. 10. 1933) weiſt darauf hin, 
daß in den Zeichnungsliſten nicht wenige Firmen verzeichnet ſind, 
deren Finanzſchwäche allgemein bekannt fei (Lödzer Textilfirmen). 
Aber auch bei den guffundierten Unternehmen bleibe die Frage 
offen, wie die gezeichneten Beträge bei dem Bargeldmangel der 
Industrie aufzubringen jeien. Die Induſtrie werde fie alfo irgend- 
wo borgen müſſen, und zwar bleibe dafür nur die Staatlihe Lan- 
deswirlſchaftsbank, deren Präſident Starzyński der Induſtrie das 
Geld werde leihen müſſen, das ſie ihm in ſeiner Eigenſchaft als 
Anleihekommiſſar gezeichnet hat. : 

Entſcheidend ſcheint aber der Mißerfolg zu fein, den die 
Abſicht der Regierung, durch die außergewöhnlichen Privilegien 
der Anleihe die theſaurierten oder ins Ausland geflüch- 
teten Kapitalien heranzuziehen („Polonia“ Nr. 3213, 8. 9., Pro- 
feſſor Grabski, „Gazeta Polska“ Nr. 252, 12. 9, Kommiſſar 
Starzynski, „Polska Gospodarcza“ Nr. 37, S. 1130), erlitten hat. 
Die Anleihe wird nicht aus Kapital, ſondern 
aus laufendem Einkommen gezahlt. („Polonia” 
Nr. 3236, 5. 10. 1933.) 

Nachdem die Anleihe dieſen überraſchenden Erfolg gezeitigt 
hat (mit den noch ausſtehenden Zeichnungen, z. B. des Austan- 
des, wird auf 340—350 Millionen Zloty gerechnet), hat man nicht 
mehr daran gedacht, fich mit dem urſprünglich geforderten Be- 
trage zu begnügen und eventuell durch Repartierung die ſchwä⸗ 
cheren Zeichnerſchichten zu enklaſten, vielmehr hat die Regierung 
fih ohne Zögern entſchloſſen, die geſamte Zeichnungsſumme zu 
übernehmen. Eine entſprechende Verordnung des Staatspräfiden- 
ten wird in Kürze ergehen. ("Gazeta Polska“ Nr. 285, 15. 10. 
1933.) 

Die Regierung hält daran feft, dieſen Uberſchuß genau jo wie 
die urſprüngliche Summe zu verwenden, alſo ausſchließlich zur 
Ausgleichung des Staatshaushaltes, der — ſtabile Entwicklung 
der Skaatseinnahmen vorausgeſetzt — damit für 18 Monate ge- 
ſichert fein würde. In einem viel beachteten Aufſatz hat der frü- 
here Finanzminiſter Matuszewski, der auf die Durchführung der 
Anleihetransaktion einen febr bedeutenden Einfluß hakte, fih mit 
aller Enkſchiedenheit für reſtloſe Verwendung des 
ganzen Anleiheertrages für Haushalts zwecke 
ausgeſprochen. 


„ . . alle Gedanken, die Anleiheergebnisse für andere 
Zwecke — zur „Belebung“ der Bautätigkeit, für öffentliche 
Arbeiten oder Krediterleichterungen — zu verwenden, sind 


abzulehnen. Man könnte einige Millionen zur Verewigung der 
Leistung der Volksgemeinschaft . . . verwenden und für diese 
paar Millionen eine, sowieso in den staatlichen Plänen vor- 
gesehene, dazu dringliche. . . Anlage durchführen (z. B. den 
Bau der Jagiellonischen Bibliothek in Krakau“) !) .. „ um 
künftigen Generationen ein Denkmal des moralischen Sieges 
zu hinterlassen. Das wäre — obwohl nicht notwendig — zu- 
lässig. Unzulässig wäre es aber, in irgend einer Weise, durch 
öffentliche Arbeiten oder „Kreditausweitung“ die National- 
anleihe mit dem Versuch dieser oder iener „Ankurbelung der 
Konjunktur“ zu verbinden. ... („Gazeta Polska“ Nr. 271 
1. 10. 1933.) 

Wenn nach dem überraſchenden Erfolge der Anleihe ferner 
von ſehr verſchiedenen Seiten („J. K. C.“ Nr. 282, 11. 10. 1933, 
„Dziennik Poznanski” Nr. 232, 8. 10. 1933) eine „Liberali⸗ 
fierung der Kreditpolitik“ gefordert wurde, ſo hat 
die Regierung allen ſolchen Plänen, auf die hier nicht weiter 
eingegangen werden kann, zu wiederholten Malen ein entjchiede- 


) Für diefen Zweck follen im laufenden bzw. künftigen Haus- 
haltsjahr aus dem Anleihe-Ertrag insgefamt 3,5 Millionen Zloty 
verwendet werden. („J. K. C.“ Nr. 280, 9. 10. 1988.) 
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nes Nein entgegengeſetzt, weil nach ihrer Meinung durch ſolche 
Maßnahmen der Erfolg ihrer bisherigen Deflationspolitik, deren 
Krönung diefe Anleihe fein foll („Czas“ Nr. 227, 4. 10, 1933) 
in Frage geſtellt werden würde. („Gazeta Polska“ Nr. 278 
8. 10. 1933, Nr. 282, 12. 10. 1938.) 

Andererſeits iſt ſich die Regierung durchaus darüber klar, daß 
infolge der vorwiegenden Zeichnung der Anleihe aus laufenden 
Einkünften die bisherigen Deflationsprozeſſe eine höchſt uner- 
wünſchte Verſchärfung erfahren könnten. („Gospodarka Naro- 
dowa” Nr. 20, S. 305 f.) Sie hat daher, zumal die Anleihe- 
erträge ja erft in einem längeren Zeitraum aufgebraucht werden 
ſollen, den verſchiedenen Anregungen („J. K. C.“ Nr. 268, 27. 9. 
Polska“ Nr. 271, 1. 10. 1933, Verordnung des Anleihekom- 
leiheſumme ſtatt in fünf, erſt in 10 Raten einfordern. („Gazeta 
Polska“ Nr. 271 1. 10. 1933, Verordnung des Anleihekom- 
miſſars, „Polska Gospodarcza“ Nr. 41, S. 1268.) 

Während die Oppoſition die Anleihezeichnung mit den Wor- 
fen erklärte: „Das Volk erfüllte (nur!) seine Pflicht, wie es 
Steuern zahlt oder im Heere dient“ („Polonia” Nr. 3211, 16, 9, 
1933), hat die Regierungspreſſe wiederholt den Anleiheerfolg als 
beſonderen Vertrauensbeweis für die augenblickliche Re- 
gierung Polens bezeichnet. („Gazeta Polska“ Nr. 257, 17. 9. 1933, 
„Kurjer Poranny” Nr. 286, 15. 10. 1933, „Codzienna Gazeta 
Handlowa“ Nr. 238, 18. 10. 1933.) Dazu ſtimmt allerdings recht 
wenig die Haltung, die die Bevölkerung zur Anleihe einnimmt. 
Es hat ſich nämlich gezeigt, daß die Bevölkerung die Anleihe als 
ein abſolutes Opfer anſieht. Wiederholt haben 
ſich die Zeichner in Spender verwandelt und die Anleiheſtücke 
ſofort bei der Zeichnung für irgendeinen ſtaatlichen Zweck zur 
Verfügung geſtellt („Gazeta Polska“ Nr. 283. 13. 10. 1933), 
ſo daß das Finanzminiſterium — allerdings erſt lange nach Schluß 
der Zeichnung! — ausdrücklich dagegen Stellung nahm, 

„weil solches Vorgehen das Wesen der Anleihe verkennt 
und den Staatskredit schädigen kann. Der Staat hat sich an 
seine Bürger nicht um Almosen, sondern um Kredit gewendet. 
Ein Verzicht kann den Eindruck hervorrufen, daß die Anleihe- 
stücke wertlos seien. Besonders gefährlich ist es, wenn dieser 
Verzicht auf Grund korporativer Beschlüsse, bei denen das 
Element moralischen Zwanges mitwirkt, erfolgt; dadurch kann 
nämlich der Verdacht entstehen, daß die Staatsbehörden 
bei Ausschreibung dieser Anleihe tatsächlich 
eine verkappte Steuer auferlegen wollten . . 
(„Gazeta Polska“ Nr. 285, 15. 10. 1933.) 

Nach alledem ſcheint alſo der Charakter der Anleihe mit 
Recht, wie folgt, bezeichnet zu fein: 

„ . . in dem Verhalten der Bevölkerung gegenüber der 
Anleihe tritt das Element der direkten Finanzkalkulation an 
untergeordnete Stelle, den ersten Platz nehmen Imponde- 
rabilien... ein... Die Anleihe überschreitet 
á entschieden den Rahmen einer finan- 
ziellen Geld- und Kreditoperation.“ („Öospo- 
darka Narodowa” Nr. 17—18, S. 266—267.) 


Die Wirtſchaſtsverhandlungen zwiſchen Deutſchland 
und Polen. 

Zu den Warſchauer Wirtſchafksverhandlungen zwiſchen 
Deutſchland und Polen nimmt die polniſche Preſſe weiterhin eine 
ſkeptiſche, wo nicht gar unfreundliche Haltung ein (vergl. Nr. 2, 
S. 75). Die Kattowiger „Polonia“ 3. B. hatte gleich zu Beginn 
dieſer Beſprechungen erklärt: 

Polen fei es in der Zeit des ihm von Deutichland aufgezwun- 
genen (ö) Zollkrieges gelungen, fih von Deukſchland in hohem 
Mafe wirkſchaftlich unabhängig zu machen, die eigene Induſtrie 
zu entwickeln und neue Abſatzmärkke aufzufinden. 

„Die nötigen Einkäufe aber machen wir vorwiegend in an- 
deren Ländern, mit denen uns gute Wirtschaftsbeziehungen 
verbinden. 

Vielleicht hat Deutschland sich zu überzeugen vermocht, 
daß seine Politik gegenüber Polen sich hauptsächlich an ihm 
selbst gerächt hat, und daß es selbst Kosten dafür tragen muß. 
Die Änderungen in der Gestaltung der weltpolitischen Ver- 
hältnisse, mehr noch die verhängnisvolle Entwicklung der deut- 


schen Handelsbilanz und die inneren Schwierigkeiten haben 
wahrscheinlich Deutschlands nationalsozialistische Herrscher 
bewogen, Polen die Hand zu reichen. Polen wird diese Hand 
nicht zurückweisen, wünscht es doch korrekte Beziehungen 
zu dem westlichen Nachbarn. Aber in diesen Wirtschaftsge- 
sprächen müßte Deutschland von vornherein auf alle rein poli- 
tischen Aspirationen verzichten und bedenken, daß Verständi- 
gungen und Verträge nur dann gut sind, wenn beide Teile 
darin ein Geschäft finden.“ 

Der Handelsverfrag von 1929 fei natürlich durch die Entwick- 
lung völlig überholt und müßte von Grund auf revidiert werden. 
(„ Polonia” Nr. 3231, 6. 10. 1933.) 

Kürzlich heißt es ebendort: Bei den bisherigen Verhandlungen 
und Verträgen ſei Polen immer der ſchwächere Teil geweſen, 
3. B. habe es den Vertrag vom März 1932 abſchließen müſſen. 
um die Anwendung der deutſchen Maximalzölle auf die Einfuhr 
polniſcher Butter und Eier nach Deutjchland zu vermeiden. 

„Umso mehr müssen wir anstreben, jetzt, da unsere 
Lage Deutschland gegenüber stärker ist 
denn je, die von uns bei den Beziehungen zu Deutschland 
erlittenen Verluste auszugleichen.“ Die Möglichkeiten dazu feien 
durch den neuen polniſchen Zolltarif mit ſeinen verſchieden hohen 
Sätzen gegeben. „Deutschland fürchtet mit Recht, daß es nach 
Beendigung unserer Vertragsverhandlungen mit den europä- 
ischen, besonders den industriellen, Ländern auf dem polni- 
schen Markt weit schlechter gestellt sein wird als andere Län- 
der. Der Prozeß der Befreiung unseres Marktes von der Ein- 
fuhr aus Deutschland kann dadurch erheblich gestärkt wer- 
den. Selbstverständlich will Deutschland den polnischen Markt 
nicht verlieren. Aber wenn es wirklich eine gewisse Position 
auf diesem Markt behalten will, muß es sie mit entsprechen- 
den Konzessionen für unsere Ausfuhr be- 
zahlen.“ („ Polonia“ Nr. 3238, 15. 10. 1938.) 

Ahnlich erklärt eine nalionaldemokratiſche Stimme zu den 
Verhandlungen, daß „. .. unabhängig davon, auf welcher Linie 
diese Verhandlungen verlaufen werden, unsere Po- 
sition dabei stärker als jemals ist. Diese Po- 
sition müssen wir ausnutzen.“ („Kurjer Warszawski” Nr. 282 
11. 10. 1933.) 

Die offiziöſe „Gazeta Polska“ betont nach Hinweis auf den 
Rückgang der Handelsumſätze zwiſchen Deutſchland und Polen 
als wichtigſte Folge des Zollkrieges die Befreiung Polens von 
dem deulſchen Abſatz- und Bezugsmarkt, die tiefgehende Umge- 
ſtaltung des polnischen Außenhandels und ſchließt mit der Be- 


merkung: 


„Wir sind uns klar darüber, daß die letzte Initiative 
Deutschlands vor allem, wenn nicht ausschließlich, durch .. . 
das baldige Inkrafttreten unseres neuen Zolltarifes herbei- 
geführt wurde. Die Konstruktion dieses neuen Tarifs, der die 
Länder, die mit uns keine Handelsverträge besitzen, benach- 
teiligt, bedroht die deutsche Ausfuhr in sehr hohem Grade. Das 
Problem der Verstärkung der Handelsexpansion aber ist heute 
für Deutschland das ausschlaggebende Wirtschaftsproblem, in 
dessen Lösung die Führer des Reiches das einzige Mittel zu 
einer Besserung der Wirtschaftslage sehen. Die Lösung dieser 
Frage ist abhängig vor allem von der richtigen Einstellung 
der Wirtschaftspolitik des Reiches. So lange die Politik des 
Agrarprotektionismus’ nicht verlassen wird, so lange Deutsch- 
land den Gedanken der agrarischen Autarkie nicht aufgibt, 
wird es nicht erwarten können, die erstrebten Ziele zu er- 
reichen, Für alle künftigen Mittel zur Belebung der Ausfuhr 
aber wird die internationale Praxis Abwehrmittel finden, so- 
fern sie solche nicht schon gefunden hat.“ („Gazeta Polska“ 
Nr. 280, 10. 10. 1933.) 

Schließlich hat der ſehr einflußreiche Zentralverband 
der polniſchen Induſtrie („Leviathan“) in fei- 
ner Zeitſchrift aus einem Rückblick auf die Entwicklung der 
deutſch-polniſchen Wirlſchaftsverhandlungen feit 1925 folgende 
Lehren für die jetzt aufgenommenen Verhandlungen gezogen: 

„Trotz der vielen Vorteile, die Polen aus dem Zollkrieg 
gezogen hat — wie der Entwicklung einer ganzen Reihe von 
Industriezweigen in Polen, der größeren Differenzierung sei- 


ner Ausfuhr nach Absatzländern, vor allem aber der Erobe- 
rung des britischen Marktes — hat es ebenso gut auch die 
Schäden gewürdigt, die es aus dem Wirtschaftskonflikt mit 
dem westlichen Nachbarn, mit dem der Warenaustausch not- 
wendigerweise intensiv sein muß, erlitten hat. Daher wurden 
auch sämtliche Vorschläge Deutschlands stets aufmerksam ent- 
gegengenommen. Die Verhandlungen haben sich nicht durch 
unsere Schuld zerschlagen. Wenn Deutschland die Anknüpfung 
von Verhandlungen vorschlug, war es nie von dem ehrlichen 
Willen, zu einer Verständigung zu gelangen, beseelt. Gewöhn- 
lich wollte es eine ungeheure Zahl vertraglichr Zollermäßi- 
gungen als Gegenwert lächerlich geringer Kohlen- und 
Schweinekontingente erlangen. Sämtliche polnischen Vor- 
schläge, die auf dem Grundsatz des Gleichgewichts der Kon- 
zessionen beruhten, wurden stets zurückgewiesen. Kein Wun- 
der also, daß man zu keiner Verständigung gelangen konnte. 

Eine Ausnahme bildet nur das Jahr 1931, als Deutschland 
sich entschloß, den, übrigens für es sehr günstigen Vertrag, 
auf der Grundlage der Meistbegünstigungsklausel zu unter- 
zeichnen. Jedoch aus eher politischen Gründen .. . hat es 
ihn später nicht ratifiziert. Ferner lief Deutschlands ganze Poli- 
tik auf den Schutz seiner Landwirtschaft und Viehzucht — 
durch Steigerung der autonomen Agrarzölle und Revision sei- 
ner Verträge mit den Agrarstaaten — hinaus. Daher verlor 
auch der Vertrag von 1930, der schon im Augenblick seiner 
Unterzeichnung für Polen eher ungünstig war, im Laufe des 
Jahres für uns seine Bedeutung vollkommen, da sämtliche 
wichtigeren, bei Vertragsabschluß gültigen Sätze für Agrar- 
produkte aus dem deutschen Zolltarif verschwanden, die auto- 
nomen deutschen Sätze aber prohibitiv sind. Durch die Rati- 
fikation des Handelsvertrages von 1930 lieferte Polen den Be- 
weis, daß es die von ihm unterzeichneten Verträge hält, da- 
her fällt die Schuld für die Verlängerung des Zollkrieges voll- 
kommen auf Deutschland, 

Die Ebene, auf der Deutschland gegenwärtig die Verhand- 
lungen führen will, ist uns unbekannt. Eine bedeutend ein- 
fachere Methode, die Sätze der Spalte I des neuen Zolltarifs 
zu vermeiden, wäre die Ratifikation des Vertrages von 1930 
durch Deutschland. Auf diese Weise würde es automatisch 
Spalte II und die Meistbegünstigungsklausel erlangen. Dazu ist 
die Führung von Verhandlungen nicht notwendig. Sicherlich 
wird Deutschland wieder irgend welche Augenblicksvorteile 
erlangen und gar nichts oder fast gar nichts dafür geben wol- 
len. Vielleicht wird es die Anwendung von Spalte II der auto- 
nomen Zollsätze auf die Einfuhr aus Deutschland fordern. Po- 
len aber darf sich dieser Waffe nicht leichtfertig entäußern, 
dabei ist keine Eile angebracht. Man muß die deut- 
schen Vorschläge allseitig prüfen. Der deutsche Markt hat 
wegen des scharfen agrarprotektionistischen Kurses in 
Deutschland seine Bedeutung für unsere agrarische Ausfuhr 
in hohem Maße verloren, die Ausfuhr von Industriefabrikaten 
aber ist aus begreiflichen Gründen für uns ebenfalls unmöglich. 

Daher muß Deutschland, wenn es den Wirt- 
schaftskonflikt mit Polen zu beenden gewillt ist, mit Vorschlä- 
gen kommen, die eine wirkliche Normierung der Wirtschafts- 
beziehungen zwischen beiden Ländern bezwecken, also mit 
dem Vorschlage, einen normalen Handelsver- 
trag zu schließen. Der Vertrag von 1929 ist in ein- 
zelnen Bestimmungen im gegenwärtigen Augenblick vielleicht 
schon überholt. Man könnte also die veralteten Bestimmungen 
entsprechend umredigieren; in jedem Falle aber kann die 
Frage der Ausfuhr von Kohle und Schweinen, des einzigen er- 
träglichen Äquivalents für die deutsche Einfuhr, nicht aus dem 
Vertrage eliminiert werden. Der achtiährige Zollkrieg ist eine 
genügende Kraftprobe. Polen hat diese Zeit durchaus gut über- 
standen, es hat sich bei seiner Ausfuhr in hohem Grade auf 
dem Gebiet der Finanzpolitik vollkommen unabhängig ge- 
macht. Daher kann auch der Vertrag mit Deutsch- 
land nur auf den Grundlagen des Gleich- 
gewichts der Konzessionen abgeschlossen werden, 
Dieses Gleichgewicht aber wird ohne deut- 
sche Konzessionen für unsere Ausfuhr von 
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Landwirtschafts- und Viehzuchtprodukten 
sowie von Kohle nicht erreicht werden 
können...“ 


[„Przeglad Gospodarczy“ Nr. 20 (15. 10. 1933), S. 759 
bis 760.] 


dur Auflöfung der Bromberger handelskammer. 


Über diefe Maßnahme (vergl. Nr. 2, S. 8*) wird in der amt- 
lichen polniſchen Wirtſchaftszeitſchrift u. a. noch erklärt: Die 
Theſe der Bromberger Handelskammer, daß fih die Gdingener 
Kammer territorial auf den „Seekreis“ (früher Putzig und Neu- 
ſtadt), ſachlich auf die Seefragen, zu deren Bearbeitung fie feiner- 
zeit ins Leben gerufen worden ſei, beſchränken ſolle, habe ſich 
nicht aufrecht erhalten laſſen, weil 

„sie praktisch zur organisatorischen Loslösung Pommerel- 
lens von Gdingen geführt hätte. .. Weit rationeller erzeigte 
sich der andere Plan, den Wirkungsbereich (der Gdingener 
Kammer) zu vergrößern durch Zufügung von Bromberg und 
seinen Nachbarkreisen zu dem Gebiet der Gdingener Kammer 
— der (nach der vorhergegangenen Vereinigung mit der Grau- 
denzer Kammer) die Wojewodschaft Pommerellen umfaßte: 
das wird die Einbeziehung der Industrie- und Handelsunter- 
nehmen dieses (Bromberger) Gebietes in den Bannkreis des 
Gdingener Handels fördern ... Ein Moment, das die Entschei- 
dung beschleunigte, waren die Finanznöte der Gdingener Kam- 
mer, deren bedeutende Aufgaben aus den geringen Erträgen 
des bisherigen Bezirks nicht gedeckt werden konnten. 

Es ist zu betonen, daß die Kammern mit kleinen Bezirken, 
wie die Bromberger Kammer, Überbleibsel aus 
den Zeiten der Teilungen sind, in denen die 
Kammern . .. nicht weitergezogene Aufgaben allgemeinwirt- 
schaftlicher Natur besaßen. Größere Bezirke geben unzweifel- 
haft den Kammern größeres Gewicht in ihrem Auftreten und 
ihren Maßnahmen, ermöglichen die Unterhaltung eines ent- 
sprechend qualifizierten und zahlenmäßig ausreichenden Büro- 
apparates .. .“ : 


[Polska Gospodarcza“ Nr. 41 (14. 10. 1933), S. 1249.] 


Eine polniſche Fluglinie Gdingen-Shweden-Dänemart ? 


Gelegentlich der (in dieſen Tagen durch Vertragsabſchluß be- 
endeten) polniſch-ſchwediſchen Wirtſchaftsverhandlungen legt Di- 
rektor H. Brodaty, dem beſondere Verdienſte um die polniſch⸗ 
ſchwediſche Annäherung zugeſchrieben werden, den Plan einer 
Flugverbindung Gdingens mit Skandinavien vor, der zweifellos 
von polniſcher Seite weiter verfolgt werden wird. Zur Begrün- 
dung wird u. a. ausgeführt: 

Polen verfüge zwar ſchon über ein recht ausgebautes Flug- 
liniennetz, habe aber bisher einige Strecken nicht ausgebaut, die 
bei der neuerdings jo verwandelten politiſch-wirkſchafklichen Lage 
eine febr bedeutende Rolle ſpielen können. Es handle fih vor 
allem um eine direkte Fluglinie Gdingen Schweden Dänemark 
via Malmö, die Deutſchland gänzlich umgehen und die kürzeſte 
Verbindung Polens mit Weſteuropa ſein würde. (Flugdauer 
Warſchau— Weſtſchweden bzw. Kopenhagen rund vier Stunden.) 

Dieſe Strecke würde Polens Handelsbeziehungen zu Skandi- 
navien, die bisher febr unter den Schwierigkeiten des Poſtver⸗ 
kehrs litten, recht beleben. Der Poſtverkehr Polens mit Schwe⸗ 
den werde heute ausſchließlich durch Deutſchland vermittelt und 
erfordere — ſofern nicht Sendungen überhaupt verloren gingen — 
viel Zeit, z. B. benötige ein Brief von Oſtpolen nach Skandi- 
navien fünf Tage. 

Die ſchwediſchen Luftverkehrsgeſellſchaften feien dieſem Plan 
durchaus günftig geſonnen und, bei entſprechenden polniſchen 
Schritten, ficher geneigt, fih an der Finanzierung einer regu- 
lären Poſt- und Paſſagierfluglinie zu beteiligen. 

Dieſe Fluglinie hätte neben ihrem wirtjchaftlihen Werk auch 
Bedeutung für die Propaganda zugunſten des Gdingener Hafens. 
Schließlich fei niht zu vergeſſen, daß dadurch auch eine Flug- 
verbindung Warſchaus mit Paris oder London (Flugdauer 9—10 
Stunden) hergeſtellt würde, die Deutſchland umgehen 
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und damit die Unverſehrtheit der Poftjen- 
dungen, die in Deufjchland kontrolliert würden, garan- 
lieren würde. Für den Poſtverkehr ſei dieſe Fluglinie 

„angesichts der in Deutschland entstandenen Lage eine 
unbedingte Notwendigkeit. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß bei einer solchen Sachlage Polen das Post- 
transit land) für den ganzen Balkan und die 
Staaten Mitteleuropas werden wird ...“ 


[Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 232, 10. 10. 1933. 


Die „Bank des verbandes der Erwerbsgenoſſenſchaſten“ 
unter Staatseinfluß. 

Der Einfluß des polniſchen Staates auf die Wirtſchaft der 
ehemals deutſchen Gebiete hat jetzt eine weitere Verſtärkung 
dadurch erfahren, daß die „Bank Zwiazku Spolek 
Zarobkowych“ in Poſen, die Zenkralbank des (1400 
Genoſſenſchaſten mit 800 000 Mitgliedern umfaſſenden) Verban- 
des der polniſchen Erwerbs- und Wirlſchaftsgenoſſenſchaften, die 
größte in polniſchem Beſitz befindliche Privatbank Polens, als 
Opfer der Wirtſchaftskriſe unter Staatseinfluß gekom- 
men iff. Wie aus der erft jetzt vorgelegten Bilanz für 1932 her- 
vorgeht, ift die Bank durch die ſteigende Illiquidität ihrer Kredite 
und den fortgeſetzten Einlagenrückgang gezwungen geweſen, die 
Hilfe der Notenbank und der Staatsbanken immer ſtärker in An- 
ſpruch zu nehmen, jo daß bereits Ende 1932 die Staatsbanken das 
geſamte Genoſſenſchaftsgeſchäft der Bank finanzierten. Die durch 
den Zuſammenbruch des Poſener Induſtrie-Konzerns, Dr. Ro- 
man May A. G., erheblich geſchädigten Eigenmittel der Bank 
find völlig immobiliſtert. Inzwiſchen hatte die polniſche Regierung 
von einer Genoſſenſchaftsgruppe 1 100 000 Zloty Vorzugsaktien 
und 2000 000 Zloty Inhaberaktien übernommen. Letztere find nun- 
mehr durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 12. 10. in 
Vorzugsaktien mit fünffachem Stimmrecht umgewandelt 
worden, jo daß die Regierung jetzt unbeſchränkk — und zwar 
nicht vorübergehend, wie grundlos behauptet wird („Codzienna 
Gazeta Handlowa” Nr. 227, 4. 10. 1933), ſondern wohl für die 
Dauer! — über die Bank verfügen kann. Als größtes Finanz- 
inſtitut für den polniſchen Mittelftand wird die Bank ihren pri- 
vaten Charakter nach außen bewahren, kakſächlich aber ift hier 
eine neue Staatsbank entſtanden, an der neben der Re- 
gierung nur noch einige Genoſſenſchaften Weſtpolens beteiligt 
find. Damit endet die ſelbſtändige Wirtſchaftspolitik dieſes Inſti⸗ 
tuts, das im wirtſchaftlichen Nationalitätenkampf der ehemals 
deutſchen Gebiete jahrzehntelang eine jo bedeutende Rolle ge- 
ſpielt hat. 

L„Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 227, 4. 10. 1933; „Po- 

lonia“ Nr. 3237, 13. 10. 1933; „Codzienna Gazeta Han- 

dlowa“ Nr. 235, 13. 10. 1933; „J. K. C.“ Nr. 287, 16. 10. 

1933. 


Goͤingen und das Auslands kapital. 

Über die Problematik ausländiſcher Kapitalsanlagen in Gdin- 
gen führt der Leiter der Fiſch-Kühlhalle in Gdingen aus: Immer 
häufiger finden ausländiſche Kapitalanlagen in Induſtrie und 
Handel Gdingens ſtatt, weil dort durch beſondere Vergünſtigungen 
hohe Gewinnmöglichkeiten geſichert feien. Das Auslandskapital, 
das meiſtens dort eindringk, wo es an polniſchen Fachleuten fehlt, 
bringe eigene Arbeitskräfte und Mafchinen mit, indeſſen ent- 
ſprächen ſeine Arbeitsmethoden nicht immer den Wirtſchafts. 
inkereſſen Polens. 

Vor einem Jahre ſei z. B. in Gdingen eine von norwegiſchem 
Kapital finanzierte Raffinerie für Tran zu Heilzwecken enkſtan⸗ 
den, was ſowohl in den Rahmen des Induſtrialiſterungsplans für 
Gdingen gepaßt habe, als auch ſehr zweckmäßig für die Konkur⸗ 
renz gegenüber der in Danzig ſeit acht Jahren beſtehenden Tran- 
raffinerie geweſen ſei, da der Preis von 360 auf 206 Zloty pro 
kg zurückgegangen ſei. Die Raffinerie in Gdingen habe auch 


größere Aufträge von dem polniſchen Krankenkaſſenverband er- 
halten. 

Inzwiſchen habe die Gdingener Raffinerie von dem (Danzi⸗ 
ger?) Konkurrenzunkernehmen das Angebot erhalten, die Pro- 
duktion gegen eine Prämie von 15 Zloty pro Faß (bei 6000 Faß) 
einzuſtellen. Die Norweger haben dieſen Vorſchlag angenommen 
und die Fabrikation ſtillgelegt. 

Dieſer Vorgang beweiſe, wie wenig das Auslandskapital mit 
Polens Intereſſen rechne. Polen müſſe die entſprechende Lehre 
daraus ziehen und unter allen Umſtänden darauf dringen, daß 
ausländiſche Kapitalanlagen in Gdingen — und überhaupt in Po- 
len! — mit der fachlichen Ausbildung polniſcher Kräfte verbunden 
würden, um bei Abwanderung des Auslandskapitals die Produk- 
tion aufrecht erhalten zu können. In erſter Linie fei dieſer Grund- 
ſatz zu befolgen bei der in Gdingen beſtehenden holländiſchen 
Nordſee-Fiſchfang-Geſellſchaft, die veranlaßt werden müſſe, nicht 
nur polniſche Fiſcher heranzubilden, ſondern auch das übrige Per- 
ſonal aus Polen zu rekrutieren. 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 233, 11. 10. 1933.] 


Der Bau eines neuen polniſchen Fiſchereihafens an der 
offenen Oſtſee. 

Die vor zwei Jahren in großem Stil begonnenen, bald wegen 
Geldmangel eingeftellten Arbeiten zum Bau eines Fiſchereiſchutz⸗ 
hafens an der offenen Oſtſee ſollen jetzt mit einem Koſtenaufwand 
von 5 Millionen Zloty wieder aufgenommen werden, um die pol- 
niſchen Fiſcher der Nolwendigkeit zu entheben, die benachbarten 
deutſchen Häfen (Leba, Kolberg u. a.) als Nothäfen anzulaufen. 
Die Pläne ſehen vor, in Großendorf — neben umfangreichen 
Küſten- und Dünenbefeſtigungen — einen Hafen ähnlich wie in 
Hela zu errichten, nur ſoll dieſer neue Hafen bedeutend größer 
fein, z. B. über zwei Molen verfügen. Dazu foll ein Wellen- 
brecher mit Anlegeſtelle für die Küſtenpaſſagierdampfer errichtet 
werden. 


L., J. K. C.“ Nr. 275, 4. 10. 1933. 


Steigende verſchuldung der polniſchen Land wirtſchaſt. 

Nach den Unterfuhungen des Staatlichen Landwirkſchaftsfor⸗ 
ſchungsinſtituks in Pulawy find die Schulden (Schulden und Hypo- 
theken) der polniſchen Landwirkſchaft ſeit 1926 außerordentlich ge- 
wachſen, und zwar habe bei dem bäuerlichen Beſitz von 2—50 ha 
die Verſchuldung pro Hektar betragen: 1926 155,26 Zloty; 1927 
210,77 Zloty; 1928 282,34 Zloty; 1929 342,25 Zloty; 1930 
364,34 Zloty. Die Schuldenlaſt hat ſich alſo in dieſem Jahrfünft 
pro Hektar um 209,08 Zloty — 135 % erhöht (und iſt in den jeit- 
her vergangenen drei Jahren, in denen ſich die Lage der polniſchen 
Landwirtſchaft noch weſenklich verſchlechtert hat, ſicherlich weiter 
geſtiegen !). 

Infolge der intenſiveren Kultur war die Verſchuldung 
in den ehemals deutſchen Gebieten am böd- 
ften; fie betrug in den Wojewodſchaften (Zloty pro ha): Pom- 
merellen 647,53; Poſen 477,12; Schleſien 
472,2, Die weitere Reihenfolge war: 


Woj. Lemberg 467,03 3. Woj. Wolhynien 279,08 Zl. 


„ Lödz 445,75 „ „ Lublin 246,25 „ 
„ Kielce 405,97 „ „ ͤ Nowogrodek 224,18 „ 
„ Warſchau 384,54 „ „ Stanislau 182,16 „ 
„ Krakau 382,89 „ „ Poleſie 149,62 „ 
„ Bialyſtok 297,80 „ „ Wilna 115,50 „ 


„ Tarnopol 297,25 „ 

Die ſtärkſte Verſchuldung wieſen die Betriebe von 
2—3 ha mit 540,28 Zloty pro ha auf; es folgten die Be- 
triebe: 5—10 ha 396,32 Zloty; 30—50 ha 358,40 Zloty; 3—5 ha 
358,17 Zloty; 15—30 ha 342,21 Zloty; 10—15 ha 321,12 Jtoty. 

„Polonia“ Nr. 3232, 7. 10. 1933. 
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